










AnläBe 1

Allsemeine Bedinsu nsen und Auflapen:

1. Der Erlaubnisnehmer hat die Stadt von jeglichen Haftungsansprüchen für Schäden, die im

Zusämmenhang mit der Nutzung der öffentlichen Verkehrsflächen entstehen, freizustellen. Die

Freistellung umfasst sowohl die Erfüllung begründeter als auch die Abwehr unbegründeter

Ansprüche, erforderlichenfalls auch die Einleitung und Durchführung entsprechender prozessualer

Maßnahmen.

2. Der Erlaubnisnehmer hat der Stadt für alle Schäden, die der Stadt im Zusammenhang mit der

Sondernutzung erwachsen, freizustellen und entsprechend zu haften. Dies gilt insbesondere für

Beschädigungen bzw- Verluste der zur Durchführung der Veranstaltung benötigten besonderen

Verkehrseinrichtunten.

3. Der Erlaubnisnehmer hat der Stadt Trier die entstandenen Kosten für Auf- und Abbau, die mit der

Anordnung verfügten Entfernung/ Anderung der stationären Beschilderung, zu erstatten. Diese

Kosten werden nach der Veranstaltung vom Straßenbaulastträger gesondert in Rechnung gestellt.

4. Diese Erlaubnis ist auf Dritte nicht übertragbar.

5- Für die Sauberhaltung der genutden Flächen und deren Umgebung ist Sorge zu tragen; bei Bedarf

sind Abfallbehälter bereitzustellen- Sollte ein Sondereinsatz des städtischen

Straßenreinigungsamtes erforderlich werden, hat der Erlaubnisnehmer die Kosten hierfür zu

tragen.

6. Es wird darauf hingewiesen, dass schadensersatzansprüche oder Rechte auf einen anderen Platz /
andere Flächen aus dieser Erlaubnis oder aus einem etwaigen Widerruf nicht heßeleitet werden

können.

7. Die betroffenen Anlieger, insbesondere Mieter von Garagen oder Stellplätzen, sind vorab über die

Veranstaltung in ausreichender Wease (Einwurf, Presseveröffentlichung etc.) zu informieren.

8, An der Strecke oder in ihrer unmittelbaren Nähe darf Werbung erst am Tag der Veranstaltung

antebracht werden.

9. Auf die Einhaltung der Lärmwerte nach den immissionsschutzrechtlichen Vorgaben wird

entsprechend hingewiesen.



Besondere Bedineungen und Auf lagen:

1. Der Veranstalter haftet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen über Verschuldens- und

Gefährdungshaftung für Schäden, die durch die VeranstaltunB verursacht werden.

2. Für ausreichenden Versicherungsschutz zur Deckung von Ansprüchen aus vorbezeichneten

schäden hät der Veranstalter zu sorgen. Der Veranstalter muss zur Deckung der vorgenannten

Wagnisse eine Verdnstalterhaftpflichwersicherung, gem. § 29, Abs. 2 SwO (Randnr. 20-23) /
Verkehrsblatt, Heft 19 - 2012, Seite 731, mit folgender Versicherungssumme abschließen:

(5O0.000 € als Rahmendeckungssumme)

Als Deckungssummen werden empfohlen:
Für Personenschäden: 2.000.000 - 3.000.000 EUR

Für Sachschäden: 1.000.000 - 1.500.000 EUR

FürVermögensschäden: 1.000.000EUR

3- Der Verdnstalter hat das Land Rheinland-Pfalz und die Stadtverwaltung Trier und sonstige

Körperschaften des öffentlichen Rechts von allen Ersatzansprüchen freizustellen, die a us Anlass der

Veranstaltung aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestlmmungen von Teilnehmern oder von Dritten

erhoben werden.

4. Dem Veranstalter und den Teilnehmern stehen keinerlei Schadenersatzansprüche gegen den

Stra ße nba u lastträger (Straßenbäubehörde, Wegeeigentümer) zu für 5chäden, deren Ursache auf

die Beschaffenheit der bei der Veranstaltung zu benutzenden Straßen und Wege samt Zubehör

zurückgeführt werden kann. Die Straßenbaulastträger, wegeeigentümer und Erlaubnisbehörden

übernehmen keine Gewähr für die üneingeschränkte Benutzbarkeit der Straßen und Wege.

5. Der Veranstalter hat Forderungen für besondere Aufwendungen und Maßnahmen der Polizei, der

Straßenverkehrs- oder Straßenbaubehörden, der Straßenbaulastträger oder anderer

Wegeeigentümer, die aus Anlass der Veranstaltung erhoben werden, zu erstatten.

Sondernutzungsgebühren werden durch besondere Gebührenbescheide der Berechtigten

(Wegeeigentümer) bei dem Veranstalter angefordert.

6. Die Teilnehmer sind vom Veranstalter vor Beginn der Veranstaltung auf die in dieser Erlaubnis

enthaltenen Auflagen und Bedingungen hinzuweisen.



7. Der Veranstalter hat, entsprechend den Vorgesprächen mit der polizei und

Straßenverkehrsbehörde (Ortsterminen, Besprechung etc.), an den eventuell festgelegten Stellen

(Straßen, Einmündungen und Kreuzungen) erfahrene Sicheruntsposten/Streckenposten

einzusetzen.

Nach den entsprechenden Verkehrszeichenplänen sind in den festBelegten Kreuzungs- bzw.

Einmündungsbereichen, durch den beauftragen Verkehrssicherer das bereitgestellte

Absperrmaterial rechtzeitig a ufzustellen.

Die Absicherungen, die den fließenden Verkehr betreffen, dürfen nur in Absprache mit der Polizei

oder der Straßenverkehrsbehörde verändert werden.

Diese Posten haben Veranstaltungsteilnehmer und Verkehrsteilnehmer auf möBliche Gefahren

aufmerksam zu machen und den Teilnehmern deutliche Hinweise auf die Streckenführung zu

geben. Polizeiliche Eefugnisse stehen ihnen nicht zu.Sie haben den Anordnungen der Polizei und

der Straßenverkehrsbehörde nachzukommen.

8. Der Veranstalter/Zugleiter hat dafür Sorge zu tragen, dass ständig Kontakt (Funk oder

Sichtkontak) mit der Polizei besteht. Vorkommnisse, die die Sicherheit der Veranstaltung

gefährden könnten, sind sofort an die Einsatzleitung der Polizei im Vorausfahrzeug weiterzugeben.

9. Der Veranstalter hat für ausreichenden Sanitätsdienst zu sorgen. Die Anzahl der Sanitäter und

sonstiger Kräfte hat in Absprache mit der Berufsfeuerwehr Trier (Abteilung Vorbeugender

Gefahrenschutz) zu erfolgen. Die Standorte der Krankenwagen bzw. der Rettungstrupps während

des Umzuges müssen dem ein8esetzten Begleitpersonal, der Zugleitung und der Polizei bekannt

sein.

Die besonderen Bedintunten und Autlagen Amt 37 für Brand-, Zivilschutz und Rettungsdienst

(Beruffeuerwehr der Stadt Trierl sind Teil dieser Genehmigung. (Anlage 4)

10. Die Errichtung von Werbeplakaten für diese Veranstaltun8 auf öffentlichen Straßen und Plätzen

bedarf der Erlaubnis durch das Ordnungsamt der Stadt Trier; sie sind nach Beendigung der

Veranstaltung unverzüglich und vollständig zu entfernen.

Das Anbringen von Werbeplakaten an amtlichen verkehrszeichen oder Verkehrseinrichtungen

(2.8. Verkehrssigna la n lage n) und Bäumen, oder ln deren unmittelbaren Nähe ist untersagt"

Die Aufstellung / der Abbau der Absperrungen hat in Absprache mit der Poli2ei (Einsatzleitung vor

Ort) zu erfolgen. Die Aufhebung der Sperrung oder verkehrcregelnden Maßnahmen erfolgen in

Absprache mit der Polizei. Bis zu diesem Zeitpunkt müssen die eventuell angeordneten

Sicherungsposten am jeweiligen Einsatzort verbleiben !



Besondere Bedingungen und Auflagen eines Brauchturiszuses:

1. Das Merkblatt ,über die Ausrüstung und den Betrieb von Fahzeugen und

Fahzeugkombinationen für den Einsatz bei Brauchtumsveranstaltungen" vom 18. Juli 2OOO und

die Bestimmungen der 2. Verordnung über Ausnahmen von verkehrsrechtlichen Vorschriften

(Ausnahme VO) vom 28.02.1989 in der Fassung vom 13.06.2013 sind Bestandteil dieser Erlaubnis

(Anlage s).

2. Der Erlaubnisinhaber hat diese straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften und das o.a. Merkblatt

den Haltern und Fahzeugführern sowie den für die Fahrzeuge verantwortlichen

Veranstaltungsteilnehmern bekannt zu geben.

3. Der Erla ubnisinhaber hat darauf hinzuweisen, dass fiir jedes der eingesetzten Fahrzeuge eine

Kraftfahrreuehaftoflichtversicherune bestehen muss, die auch die Haftung für schäden abdecK,

die exolizit auf den Linsatz der Fahrreuse im Rahmen von Erauchtumsveranstaltungen

zurückzuführen sind. Bei Kraftfahrzeugen, welche mit Kuzzeitkennzeichen an der Veranstaltung

teilnehmen, ist ein Nachweis mitzuführen, dass sich der Versicherungsschutz auf diese

Veranstaltung erstreckt.

4. Fahrzeuge mit rotem Kennzeichen dürf€n nicht am Umzug teilnehmen!

5. lnsbesondere hat der Erlaubnisinhaber dafür Sorge zu tragen, dass

. während der Dauer des Karnevalsumzuges auf der Zugwegstrecke nur mit

SchrittgeschwindiEkeit gefahren wird.

. die Krafthhrzeugführer informiert werden, dass Fahzeuge bei der Verwendung nach § 1 Abs.

1 Sarz 1 Nr. 1 der 2. Ausnahme-Vo einschließlich der An- und Abfdhrten für eine

Geschwindigkeit von nicht mehr als 25 km/h nach § 58 Straßenverkehrszulassungsordnung

(SIVZO) in der deneit gültigen Fassung entsprechend gekennzeichnet sein müssen.

o jedes der eingesetzten Fahrzeuge !!!§s entsprechend der rechtlichen Vorgaben grundsätzlich

über eine Betriebserlaubnis verfüsen.

. für jede eingesetzte Zugmaschine ein amtliches Kennzeichen von der Kraftfahrzeug-

Zulässungsstelle zugeteilt ist.

. sofern während des Umzuges Personen befördert werden, die Ladeflächen von Anhängern und

Fahrzeugen eben, tritt- und rutschfest sind und für jeden Sitz- und Stehplatz eine ausreichende

Sicherung gegen Verletzungen und Herunterfallen des Platzinhabers besteht und die Aufbauten

sicher gestaltet und am Anhänger fest angebracht sind.

. Es wird darauf verwiesen, dass die Beförderung von Personen aufAnhängern und Ladeflächen

von Fahrzeugen nach den gestimmungen der SIVO verboten ist.

Die o.a. Verordnung lässt Ausnahmen nur bei ,,Brauchtumsveranstaltungen" im Rahmen der

Veranstaltung zu, nicht aber auf den Zu- oder Abfahrten.



6. Die An- und Abfahrten der einzelnen Gruppen und der Festwagen hat nach den Bestimmungen

der StVO zu erfolgen.

7. Um Verletzungsgefuhren zu vermeiden ist sicheaustellen, dass die Zugteilnehmer kein

Wurfmaterial benut2en, durch das Personen verletzt werden können. Das Wurfmaterial darf nur

so verwendet werden, dass Zuschauer, insbesondere Kinder nicht in den unmittelbaren

Fahrbereich der Zugwagen gelangen, die Zugteilnehmer sind dahingehend zu belehren.

Entsprechend eingesetzte Ordner haben dies zu überwachen.

8. Den Fahrzeuglührern und -lenkern ist untersagt, während der Bewegung der Fahzeuge aus diesen

Bonbons etc. zu werfen bzw. Getränke o.ä. zu verabreichen, damit durch derartite Aktivitäten die

Aufmerkamkeit nicht beeinträchtigt wird. Grundsätzlich sind nach Beginn des Zuges das

Führerhaus des Fahrzeugs zu verschließen.

9. lm lnteresse einer schnellen Verkehrsfreigabe der begangenen Straßen ist der Karnevalsumzug

und dessen Auflösung zügig durchzuführen. Ein Anhalten der Festwagen und der

Fußgängergruppen im Auflösungsbereich hat zu unterbleiben.

10. Die Fahrzeugführer gq[gggq die für das jeweilige Fahrzeug / die jeweilige Fahrzeugkombination

erforderliche Fahrerlaubnis besitzen und volliähriE sein. Den Fahrreugführern ist während des

UmzuEes der Koßum von Alkohol ist untersast.

11. Auf § 35 SIVO (Sonderrechte) und § 36 SIVO (Zeichen und Weisungen der Polizeibeamten) wird

besonders hingewiesen.



Sicherheitsvorkehrungen für Festwagen:

Vor Besinn des ZuEes bzw. der VerenstaltunE hat der ZugfLihrer oder eine vom Veranstalter vorab

benannte Pe6on gglogilsg!! mit einem beauftragten amtlich anerkannten Sachverständigen /
Prüferfi!r den Kraft ahneugverkehr bzw. einem Prüfsachverständigen eines benannten Technischen

Dienstes bzw. einem Prüfingenleur einer amtlich anerkannten überwachungsorganisation eine

Sichtprüfung aller am Umzug teilnehmenden Fahrzeuge und deren Fahrer zur überprüfung der

objektiven Verkehrssicherhelt durchzuführen.

Bei Bedenken oder Eroben Verstößen gegen die allgemeinen Bestimmungen der SIVO oder der

Ausnahmebestimmungen bei Erauchtumsveranstaltungen ist die Straßenverkehrsbehcirde (Herr

Schreiner 0151-61555036) zu benachrichtigen.

oer Veranstalter, in Zusammenarbeit mit dem o.g. Prtfer, der Straßenverkehrsbehörde und ggf. der

Polizei, hat im Rahmen der allgemeinen Sicherheit und Ordnung über eine Beteiligung oder den

Ausschluss betroffener Umzugsfahrzeuge zu entscheiden.

Die Überprüfung der teilnehmenden Fahneuge, welche soätestens unmittelbar vor BeEinn des Zuses

stattfinden sollte. muss gemäß anliegendem Abnahmeprotokoll dokumentiert werden.

Das Protokoll ist vor Beginn des Zuges der Straßenverkehrsbehörde vorzulegen bzw. im Falle einer

nicht erfolgten Abnahme der Straßenverkehrsbehörde vor Ort, unmittelbar am nächsten Werktag zu

übermitteln (strassenverkehrsbehoerde@trier.de).

Die am Umzug teilnehmenden Fahneuge dürfen die Regelmaße nach der

Straßenverkehrszulassungsordnung (§ 32 STUZO: Länge max. 18,75 m; Breite mäx. 2,55 m; Höhe max.

4 m) nicht überschreiten. Bei der V€rwendung von Fahrzeugen deren zulässige Abmessungen,

Achslasten und Gesamtgewichte überschritten werden, ist umgehend mit der

Straßenverkehrsbehörde (Tel.: 718{, strassenverkehrsbehoerde@trier.de) Verbindung auftunehmen

und Egfls. sind erforderliche Genehmigungen einzuholen. Zusätzlich ist durch ein Gutachten eines

amtlich anerkannten Sachverständigen oder Prüfers für den Kraftfahrzeugverkehr zu besch€inigen,

dass keine Bedenken gegen die Verkehrssicherheit des Fahrzeuges im Rahmen des Karnevalsumzuges

bestehen.



1) Festwagen müssen grundsätzlich einen stabilen Unterfahrschutz haben, der bis ca. t5 cm über

die Fahrbahn herabreicht.

2) Der Aufbau der wagen und die Brüstungen, müssen so stabil und sicher sein, dass sie den zu

erwartenden Belastunten standhalten.

3) Die Wagen sind so zu gestaltän, dass von ihrem Wenderadius, Länge und Breite her die

gesamte Zugstrecke ohne besondere Rangiermanöver befahren werden kann.

4) Bei zugmaschinen ist zudem darauf zu achten, dass die Anhängelast und die zulässige

Gesamtmasse laut Zulassungsbescheinigung Teil 1 (Fahrzeugschein) nicht überschritten wird

(§34 oder §42 St\rZO).

5) Die mitfahrenden Fahrzeuge müssen verkehrssicher sein, dazu gehört insbesondere, dass sie

eine ausreichende Bremsanlage haben. Die Mindestbremsverzögerung nach § 41 St\tZO

müssen erfüllt sein.

6) Sofern durch Aufbauten die Eeleuchtungseinrichtung wesentlich verdeckt wird, so ist mit

Aufsteckleuchten die Verkehrssicherheit bei der Zu- und Abfahrt zu gewährleisten.



a) Be iEinzelfahrzeu n sind 2 ordner einzusetzen-

Handelt es sich bei dem Zugfahrzeug um einen Traktor / Zusmaschine mit nicht

verkleideten Rädern. so sind für das Zugfahzeug zusätzlich 2 Ordner einzuteilen

{inscesamt 4}.

d) Bei sroß€n Traktoren mit einer zulässisen Gesämtmässe von mehr als 7.5 Tonnen

b) Bei länEeren Fahrzeuqen. z.B. Motivwagen, Sprinter, LKW sind mind. 4 Ordner

einzusetzen.

c)

sind min, 4 Ordner für das Zugfahrzeuq einzusetzen.

4. Zwischen dem Fahrer und dem zur Sicherung des Festwagens eingesetzten Begleitpersonal

müssen Komm unikationsmöglichkeiten (2.8. Sichwerbindung / Funkverbindung) bestehen.

o f n voll h und sind als ordner" kenntlich zu zulässig und

sogar besser geeignet wäre eine einheitliche Oberbekleidung mit der gut erkennbaren

Aufschrift ,,Zugordner".

6. Die Ordner sind eindringlich auf ihre Aufgabe hinzuweisen. Das nahe Herantreten von Kindern

und Erwachsenen an die Wagen lst zu unterbinden. Sie müssen über die gesamte Dauer der

Veranstaltung jederzeit geistig und körperlich in der Lage sein die Funktion ihres

Ordnun8sdienstes verantlyortungsbewusst wahrzunehmen. Polizeiliche Befugnisse stehen

den Ordnern nicht zu, sie haben Weisungen der Polizei zu befolgen.

ordnunssdienst / Streckenposten / SicherunEsposten:

1. zu jedem Festwagen sind ordner in ausreichender Anzahl einzusetzen, die untereinander

Blickkontakt halten müssen und dafür zu sorgen haben, dass keine personen, vor allem Kinder,

zu nahe an die Festwagen / Fahzeuge herantreten oder in den Bereich der Räder und / oder

zwischen die Fahzeuge gelangen können.

2. Zusätzlich sind an markanten Straßeneinmündungen und Kreuzungen sowie in gewissen

Abständen entsprechende Sicherungsposten vorzusehen, welche Verkehrsteilnehmer

zusätzlich auf mögliche Gefahren aufmerksam machen. Polizeiliche Befugnisse stehen den

Ordnern nicht zui sie haben Weisungen der Polizei zu befolgen.

3. Die Anzahl der Ordner richtet sich nach der Art und Größe des Fahrzeuges oder Zuges

(Zugmaschine + Anhänger).



7. Der Vera nsta lter hat am Beginn und Ende des Zuges je mind. l.person einzusetzen, dieständig

mit dem PolizeiFahrzeug an der Zutspitze durch eine geeignete Kommunikationseinrichtung in

Verbindung steht bzw. stehen kann. Darüber hinaus muss die Person am Zuganfang mit jeder

Gruppe im Zug durch Funk- oder Fernsprechmittel in Verbindung treten können.

Straßenreinipuns:

Aus Gründen der Sicherheit im Verkehr haben die Veranstalter ferner däfür Sorge zu tragen, dass von

den Teilnehmern an dem Karnevalsumzug keine festen Gegenstände, vor allem keine Flaschen,

Kartons oder andere Verpackungsmaterialien, auf die Straße geworfen werden; erforderlichenfälls ist

fiir die Beseitigung zu sorgen. Die Bestellung von zusätzlichen Abfall- Containern hat eigenständiB zu

erfolgen.

Für die Sauberkeit im Umfeld von Sonderverkaufsständen sind die Standbetreiber verantwortlich

Die Veranstaltungsstrecke ist abschnittsweise zu reinigen, der Zugleiter hat sich gemeinsam mit der

Polizei davon zu überzeugen, dass der Verkehrsraum wieder uneingeschränkt benutzt werden kann.

Dies hat gBf. in vorheriger Absprache und Abstimmung mit der städtischen Stadtreinigung (Amt 66 -
StadtRaum Trier; stadtraum@trier.de ; 0651-718-3900) zu erfolgen.

Verkehrspolizeiliche Maßnahmen:

1) Die während des Umzuges zusätzlich notvyendigen Anordnungen / Verke h rsregelungen werden

nur durch den Einsatzleiter der Polizei getroffen.

2) Der Veranstalter hat sich entsprechend frühzeiti8 mitder Polizei in Verbindung zu setzen und

einen für den Tag des Zuges benannten Verantwortlichen zu benennen.

3) Die Freigabe für die Veranstaltung den Zug bzw. die Verkeh rsfreiga be nach dem Zug erfolgt

nur in Absprache und letztlich nach Weisung und Freigabe der Polizei.



Anlage 2

Beschilderunp der Vel?nstaltunr:

Die Beschilderung zur vorwegweisung und Hinweisbeschilderung zur eventuell notwendigen

umleitung des verkehrs ist nach den verkehrszeichenplänen (Anlage 2.1) bereits eine woche vor

Beginn der Veränstaltung aufzustellen. Dies wird durch Mitärbeiter der Straßenverkehrsbehörde

im Vorfeld kontrolliert. Die Beschilderung zum Speren des Fahrverkehrs während der

Veranstaltung ist am Tag der Veränst:ltung morgens aufzustellen und mit Zeitzusatz (Beginn und

Ende der Veranstaltung) zu versehen.

Hinweis: Die Aufstellung der Beschilderung erfolgt nicht durch die Stadt Trier, sondern muss in

Eigenregie bzw. durch ein von lhnen beauftrattes Unternehmen durchgeführt werden.

Alle Verkehrszeichenpläne sind Teil dieser Genehmigung und sind durch einen beauftraBten

Ve rkeh rssicherer / eine beauftragte Person auszuführen.

Verkehrszeichenplan laut Anlage 2.1 bis 2.3:

Vollsperrung der Straßen

. Biewerer Straße

. Talstraße

. Johannes-Kerscht-Straße

Sperrung der betroffenen Straßen mit Zeichen 267 bzw. 250 SIVO und ZeiEusatz mit Hinweis auf

Veranstaltunt!



Anlage 3
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Anlage 4

Besondere edinsunsen und Aufla n des Amtes 37 für Bra nd-. Zivilschutz und R nEsdienst:

1. lm gesamten Veranstaltungsbereich ist eine DurchFdhrtsgasse unter anderem für Rettungs- und

Einsatzfahrzeuge grundsätzlich von mind.4 m freizuhatten. Ebenso sind Grundstücks- und

Fe ue rweh rz ufa h rte n freizuhalten.

2. An besonderen Engstellen muss eine Durchfahrtsbreite von mind- 3,50 m erhalten bleiben. Diese

Engstellen sind auf eine Länge 5 m zu begrenzen.

3. Die Durchfahrtshöhe darf4 m nicht unterschreiten.

4. Die vorhandenen Unterflurhydranten dürfen nicht zugestellt werden.

5. Bei Umgang mit Flüssiggas sind die Bestimmungen der,,Technische Regeln für Druckgase TRG

280", die Unfallverhütungsvorschriften ,,Gase VBG 21" sowie die ,,Richtlinie über die Verwendung

von Flüssiggas,,ZH f/455" zu beachten.

6. Alle Standbetreiber mit Flüssiggas slnd vor Veranstaltungsbeginn durch einen Sachkundigen in die

bestehenden Sicherheitsbestimmungen einzuweisen,

7. Alle Flüssiggasverbrauchsanlagen und Lagerplätze sind vor Veranstaltungsbeginn durch einen

Sachkundigen zu prüfen. Die Einwelsung der Standbetreiber und die o.a. Überprüfung sind in einer

Bescheinigung zu dokumentleren und bei der Abnahme vozulegen.

8. ln iedem Verkaufsstand ist mindestens 1 Feuerlöscher (5 kg) fiir die Brandklassen ABC augenfällig,

griff- und einsatzbereit vozuhalten.

9. Grds. sollte bei einem Karnevalswagen, mit Aggregaten und / oder elektrischer Verkabelungen ein

geeignter Feuerlöscher vorhanden sein.

10- Für eine sofortige Übermittlung von Notrufen für Feuerwehren u. Rettungsdienst ist eine

geeigfl ete Einrichtung sichenustellen.

Die Bedingungen und Auflagen der Feuerwehr müssen vom Veranstalter eingehalten werden.
Die Abnahme und Kontrolle hat der Veranstalter mit dem zuständigen Fachamt vor Betinn der
Veranstaltung eigenständig zu koordinieren:
Amt für Brand-, Zivilschutz und Rettungsdienst
Abteilung vorbeugender Gefahrenschutz
St. Barbard Ufer 40
Telefon 0651/9488-0



Merkblatt alber dle Ausrüstung und den
Betrieb von Fahrzeugen und
Fahzeugkombanetionen für den Einsatz bei
Brauchtumsveranstaltungen

Vorbemerkunoon

Für alle Fahr4uga, die am öfientlichen Straßenverkehr
teilnehmen, gehen grundsätslich die einschlägigan
Regelungen des Straßenverkehrsrechts - insbesondere
die Vorschriften der St\fZO und SIVO sowie die diese
ergänzenden Regelungen.

Durch die.Zweite Verordnung rlber Ausnahmen von
straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften" vom 28.02.1 989
(2. StVR-AusnahmeVO) sind jedoch unter bestjmmten
VorausseEungen Ausnahmen von der St\fZO, S1VO und
der Fahrerlaubnis-Verordnung zugelassen.
Dieses Merkblatt wurde erstellt, um eine bundesweit
einheitliche Verfahrensweise bei dsr Bsgutachtung der im
Rahmen dieser Ausnghmeregelung eingesetrten
Fahzeuge durch den amüich anerkannten
Sachvsrständigen sichezugi8llen und d6n Belreibem und
Benutzem dieser Fahzeuge Hinweige liJr den sichercn
Betrieb zu geben. Nach Anhörung der zuständigen
obersten Landesbehörden gebe ich nachslehend den
Wodaut bekannt.

Geltunosbe.eich

Das Merkblaü gilt entsprecheM der 2. SIVR-Ausnahme
VO

ftlr alle Fahzeuge, wenn sie auf örüichen
BrauchtumsversnstShungen eing6otzt werden.
fürZugmschinen, wenn sie
1. auf ördichen BrauchtumsveEnstaltungen,
2. iür nidt gerlsrbsmäßig durchgeführte

Alünaterialssmmlungen oder
Lsndgcfi aftssäuberungsektionen.

3. zu FeueMehrelnsätzenoderFcuerwehfübungen,
4. für Feldrundtuhrlen od6r ähnliche Einsä2e,
5. aufden Zu' und Abfahrten zu diesen Anlässen

veMendet wardcn,
Für gewerbsmäßige Personenbeförderungen - auch z.B.
bei StadtrundhhrEn 6tc. - mil besonderen
Fahzeugkombinationen wurde ein aigenos ,llterkblatt zur
BegutBchtung von Zugkomblnationln zur
Personenbeförderung und zur Erleilung von erfordedichen
Ausnahm6genähmigungen' (VkBl. 1S98, S. 1235)
veröfie nt icht

lnh.lt

1. zulassungsvorausssEungen
1.1 Beriebserlaubnis für Fahrzeuge (§ 18 SI\ZO)
2. TechnisdE VorausseEungen für Anhänger und

Zugfahzeuge
2.1 Br€msausrüstung (§ 41 §VZO)
2.2 Einrichtungen zur Vcöindung von Fahzsugen (§ 43

st\zo)
2.3Abmessungen, Achslasten und Gesamtgen /ichte (§ 32

und § 34 STYZO)
2.4 Räder und Reibn (§ 36 St\rZO)
2.5 Sicherheitsvo*ehrungen für die PersonenbefÖrderung

(§ 21 St\rZO)
2.6 Liclttechnische Einrichtungen (§ 49a fi Si\ZO)
3. Befiebsvorschriften und Zugzusammenslellung
3.1 ZuläSsige Höcfistgoschwindigkeit (Betriebsvorschrit)
3.2 Versicherungen
3.3 Zugzusammenstllung
4. VorausseEungen für die Fahzeugfüh.er
4.1 Mindestalter
4.2 Führerschein (§5 SI\ZO, § 6 FeV)

Anlage 5

Wo rtl a ut d es M erk b I altes

l. Zrla3sunoavoraus8atsunoen

1 .1 Betiebsarlaubnis für FEhr2euoe (6 18 SI\ZO)

Mat Ausnahme von Fahrzeugen mit einer bauartbedingten
Höchstgeschwindigkeit bis 6 km,ft mus6 ftir jedes Fahzeug,
das auf örtlichen Brauchtumsveranstaltungen (s i AtsaE 1 Nr.
1 det 2. SVR-AusnahmeVO) eingeseEt wird, eine
Betriebserlaubnis erteilt sein. Ein entsprechender Nachweis(2.8. Kopie der A,lgemeinen Betriebserlaubnis,
Betriebserlaubnis im Einzeltall) muss ausgestellt sein.
Für Fahrzeuge, die auf örüichen Brauchtumsveranstaltungen
(§ 1 AbsaE 'l Nr. 1 der 2. StVR-AusnahmeVO) eingeseEt
werden und die mit An- oder Aubauten wrsshen sind, orlischt
die Befiebsedaubnis nicfit, sobm die Verkehrssicherheit nicht
beeinträchligt wi.d.

Fahzeuge, die weserilich verändert wurden (Wbsentliche
Veränderungen sind ilsbesoMere Anderungen an
Fahrzeug(eilen, deren Beschaffenheit besonderen Vorschriflen
unterlieqen wie Zugeinrichtungen. Eremson, Lenkung sowie
An- oder Autuauten, dunfi die die zulässigen Abmessungen,
Achslasten und Gesamlgewichte überschritten werden) und
auf denen Personen befördert werden. müssen von einem
amtich anerkannten Sachverständigen begutachtet weden.
Die Besütigung, dass keine Bedenken gegen die
Verkehrssicherheit der Fahzeuge besteht, wird vom amtlich
anerkannien Sachverständigen im Gutachten nach Abschnih 5
bescheinigt.

7 Technische Vo.rrrss fü. Anhänoer ünd
Zugfahrreuo.

2.'l Bremsausrüstuno (§ 41 STVZO)

Die Fahzeuge müssen entsprechend den Vorschriffen der
St\fZO grundsätCich mit einer Betriebsbremse und einer
Fgststellbremse ausgarustet sein. Abweichungen sind
beschränkt auf Örtliche Einsätse m@lich, sotem ein amtlich
anerkannts Sachverständiger die Ausnahme befürwortet und
die zuständige Stelle eine Genehmigung erteilt.

2.2 Einrichtunoen zur Veöinduno von Fahzeuoen (§ 43
stvzo)

Es dürfen nur Veöindungseinrichtungen in amtlich
genehmigter Bauafl verwendet werden. Unsachgemäße
Anderungen oder Reparaturen sowie Beschädigungen sind
oicht zulässig.
ln besonderen Fällen ist eine fachlich vertratbare Anderung
einer Zugdeichsel zulässig, sobm die Anderungen durch einen
amüich anerkannten SEchverständigen positiv begutaütet und
von der zuständigen Stelle genehmigl wurde (enbprechend
§ 19 Abs. 2 und 3 St\fZO).

2.3 Abmsssungen Achslasten und Gesamtoewichte (§ 32
und § 34 STVZO)

Bei VeMendung der Fahrzeuge auf örüichen
Brauchtumsveranstalilngen (§ 1 Abs. 1 Nr 1 der 2. SIVR-
Ausnahmevo) düren die gemäß § 32 und § 34 SI\ZO
zulässigen Abmessungen, Achslasten und Gesamtgewichte
der Fahzeuge überschritten werden, wenn keine Bedenken
gegen die Verkehr$lcfierheit auf diesen Veranstaltungen
besteht
Die Unbedenklichkeit ist von amtlich anerkannten
Sachverstltndigen im Gutachten nach Abschnitt 5 zu
bescheinigen.



2.4 Räder und Reifen (§ 36 STVZO\

Die Tragfähigkeit in Abhängigkeit der zulässigen
Höchstgeschwindigkeit muss gegeben sein.

2.5 Sicheöeitsvorkehrunoenfürdie
Personenbefdrderuno I§ 2'1 SIVO)

Fah.zeuge, auf denen Personen beförden werden,
müssen mit rutschfesbn und sicheren Sbhflächen,
Haltevonichtungen, Geländem bzw Brüstungen und Ein-
bzw Ausstiegen im Sinne der Unfallverhütungsvorschriften
ausgerüstet sein-
Beim Mitführen stehender Personen ist eine Mindesthöhe
der Brostung von 1000 mm einzuhalten. Beim Mitfilhren
von sitsenden Personen oder Kndern (2.8.
Kinderprinzenwagen) isi eine Mlndesthöhe von 800 mm
ausreichend.
Sltzbänke, Tische und son§ige Auf- und Einbauten
müssen mit dem Faheeug fust veöunden sein. Die
Veöindungen milssen so ausgelegt sein, dass sie den
riblicherweise im Betrieb auftretenden Belastungen
sta ndhaiten.
Auf die ieweils zulässigen Höchstgeschwind'gkeiten
(Betriebsvorschrift) Mrd hingewiesen (siehe Abschnitt 3.1 ).
Ein- und Ausstiege sollten möglichst hinten bezogen auf
die Fahrtichtung angeordnet sein. Auf keinen Fall dürfen
sich Ein- und Ausstiege zwischen a,{ei miteinander
veöundenen Fahzeugen befi nden.

6 km/h bei Fahzeugen ohne Beuiebsedaubnis,
Fahzeugen mit besonders kritischem Aubäu und
Fahzeugen, auf denen Personen stehend befördeft
werden;
25 km/h bei Fahzeugen, au, denen Personen siEend
befördert werden, Fahzeugen, die aulg.und technischer
Anforderungen (siehe Abschnitt 2) für eine höhere
Gescbwindigkeit nicht zugelassen sind sowie
Fahzeugkombinationen bestehend aus Zugmaschine
und Anhänger(n).

3.2 Versicherunoen

Fürjedes der eingeseEten Fahrzeuge muss eine
Ktaftfahzeughaftpf, ichtversicherung bestehen, die die Hafl ung
fi.ir Schäden abgedeck( die auf den Eihset der Fahrzeuge im
Rahmen der 2. StVR-Ausnahmevo zurilckzuführen sind.

3.3 ZugzusammensteJluno

Anhänger dürGn nur hinter solchen Zugfahzeugen miEeftlhrt
werden, die hierfur geeignet sind.
VorausseEungen für die Eignung sind insbesondere:

- das zul. Gesamtgewicht die zul. Hinterachslasi, die zul.
Anhängelast und die zul. StüElast am KupplungspunK des
Zugiah.zeuges müssen auseichend sein, um den Anhänger
mitfirhren zu können (siehe Angaben im Fzschein und in der
Beuiebsanleitung bar. irn Gutachten nach Abschnitt 5);

- die Anhängerkupplung des Zugiahzeuges muss für die
aufzunehmende Anhängelast und Stütslast sowie filr die
Aufnahme einer entsprechenden Zugöse des Anhängers
geeignet sein:

- die Faheeugkombination muss die vorgeschriebene
Bremsvez(Eerung erreichen. Es wird unterstellt dass die
vorgeschriebene Bremsvezögerung ereicht wlrd, wenn der
Bremsweg vom ZeiFunkt der Bremsbetätigung bis zum
Stillstand der Fahzeugkombination in Abhängigkeit der
bauaöedin$eD Höchstgeschwindigkeit des Zugfahrzeuges
foloende Vlbrte nicht 0bersteigt:

Bauartbedingte
Höchstgeschwindigkeit

des Zuqhhzeuqes

Bremsweg
höchsiens

20 km/h 6,5 m
25 km,tr 9,'1 m
30 km/ir 12.3 m
40 km/h 19.8 m

4. VorausseEunoen für die Fahrzeudführer

Beim Mitfiihren von Kindern auf Ladeiächen von
Fahrzeugen muss mindestens eine geeignete eMachsene
Person als Aufsicht vorhanden sein.

2.7 Lichttechnische EinrichtL.rnoen f§ 49a ff SI\ZO)

Dle vorgeschriebenen oder für zulässig erklärten
lichttachnischen Einrichtungen müssen an Fahzeugen, die
auf örtlichen Brauchtumsveranstaltungen (§ 1 AbsaE '1 Nr
1 det 2, StVR-AusnahmeVO) eingeseEt werden.
vollstllndig vorhenden und befi ebsbereit sein. - die Anforderungen an die B.emsanlagen von Zugtahzeug

und Anhänger entsprechend Abschnitt 2.1 sind zu erfüllen.
Dies gilt nicht während örüicher Brauchtumsveranstaltungen.
die a-uf fur den übri96n Verkehr abgespenten Strecken 5-
stattfi nden (2.B. Rosenmontagszüge).

3. Betriebcvorschrlfrenundzuozusammenstliluno 4.1 Mindestalter

3..1 Zutässide Höchslgeschwindidkeit rBeriebsvorschrift) Das Mindestatter iür die Fahr2euofÜhrer bebägt 18 Jahre

Die zulässige Höchstgeschwindigkeit beträgt 4-2 Führer§chein (§ 5 stVZO § 6 Fevl

Die Fahrerlaubnis der Kasse 5 gemäß § 5 STVZO in der
Fassung bis 31.12.99 oder der lcasse L gemäß § 6 FeV (in der
ab dem 01.01.99 goltigen Fassung) berechtjgtzum Führen von
Fahzeugkombinationen bestehend aus Zugmaschine bis 32
km/h bauartbedinglEr Höchstgeschwindigkeit und Anhänge(n),
die auförüichen Brauchtumsveranstaltungen (§ '1 Abs. 1 Nr. 2
der 2. StVR-AusnahmeVO) veMendet werden. Die
Fahrerlaubnis der lcasse T gemäß § 6 FeV (in der ab 1.01.99
gühigen Fassung) berechtigt darüber hinaus zum Fohren von
Fah.zeugkombinationen bis 60 km/h bauartbedingte.
HÖchstgeschwindigkeit

Die jeweils zulässige Höchstgeschwindigkeit
(Betriebsvorschrift) ist durch ein Geschwindigkeitsschild
nach § 58 (§\ZO) auf der RückseiE der Fahzeuge bzw.
Fahzeugkombinationen anzugeben. Dies gilt nicit
während öriicher Brauchtumsveranstaltungen, dle auf für
den übrigen Verkehr abgesper.tsn StrecJ€n stattfinden
(z.B Rosenmontagszüge).
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M E R K B L A T T 

Einsatz von Fahrzeugen bei Brauchtumsumzügen 
 

Grundsatz: Brauchtumsgutachten und Betriebserlaubnis erforderlich. 

Brauchtumsgutachten (Prüfung Verkehrssicherheit) 

An eine Hauptuntersuchung angelehnt. 

Insbesondere Prüfung von Bremsanlagen, Zugeinrichtungen, Reifen, Beleuchtung,  

Sichere Befestigung der An- und Aufbauten, Stand- und Trittsicherheit (Brüstungs-

höhe, rutschfester Belag etc.). 

Zugfahrzeug bis 60 km/h (bauartbedingt) 

Keine Zulassung erforderlich, aber Kurzzeitkennzeichen (kann auch ohne einen  

gültigen Nachweis über eine bestandene Hauptuntersuchung zugeteilt werden, dann 

ist jedoch ein Brauchtumsgutachten erforderlich). 

Kein rotes Kennzeichen. 

Zugfahrzeug oder Solofahrzeug über 60 km/h (bauartbedingt) 

Zulassung oder Kurzzeitkennzeichen erforderlich (kein rotes Kennzeichen). 

Beispiele: Lkw, Pkw (Cabrio), Motorrad etc. 

Anhänger (mit Aufbau / mit Personenbeförderung) 

Keine Zulassung und kein Kennzeichen erforderlich. 

Brauchtumsgutachten notwendig. 
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Nachfolgend aufgeführte Maße der StVZO / StVO dürfen überschritten werden: 

Länge Fahrzeugkombination 18,00 m 

Breite 2,55 m / Höhe 4,00 m 

Versicherung 

Haftpflichtversicherung erforderlich. 

Versicherungsgesellschaft ist über Einsatzzweck (Umzug) zu informieren.  

Versicherung über Veranstalterhaftpflicht möglich. 

Betriebserlaubnis 

Fahrzeug entspricht hinsichtlich Konstruktion, Komponenten etc. Mindestsicherheits-

standards. 

Eine Betriebserlaubnis erlischt nur, wenn ein Fahrzeug wesentlich verändert wird. Da-

bei gelten An- und Aufbauten an den Fahrzeugen nicht als wesentliche Änderung. 

Eine Betriebserlaubnis gilt üblicherweise bis zur Nutzungsaufgabe (Verschrottung). 

Keine Betriebserlaubnis vorhanden 

Gutachten erforderlich (Vollabnahme). 

Erstellung durch Sachverständige von TÜV, DEKRA, GTÜ, KÜS etc. 

Ausnahmen von Vorschriften sind möglich (beispielsweise keine Bauartgenehmigung 

von Fahrzeugteilen). Die Verkehrssicherheit muss jedoch gewährleistet sein. 

Erteilung Betriebserlaubnis durch die Zulassungsbehörde. 

Rechtsgrundlagen 

Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) 

Zweite Verordnung über Ausnahmen von straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften  

(Inkrafttreten 1989) 

Merkblatt über die Ausrüstung und den Betrieb von Fahrzeugen und Fahrzeugkombi-

nationen für den Einsatz bei Brauchtumsveranstaltungen (veröffentlicht 2000) 

Erlass Einsatz von Fahrzeugen und Fahrzeugkombinationen bei örtlichen Brauch-

tumsveranstaltungen des Verkehrsministeriumes vom 22. Oktober 2018 




